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60/2026 Kreis Gütersloh 
 

Renaturierung des Menkebachs (Gewässerstationen 2,36-2,86) und Umlegung eines unbenannten 
Gewässers im Rahmen der Bebauungspläne Nr. 84 und Nr. 112 in der Stadt Verl 

 
Feststellung der Notwendigkeit einer Umweltverträglichkeitsprüfung 

 
Im Zusammenhang mit der Entwicklung gewerblicher Erweiterungsflächen im „Gewerbegebiet Isselhorster 
Straße-Nord (BBP Nr.112)“, das nördlich an das „Gewerbegebiet Isselhorster Straße (BBP Nr.84)“ an-
schließt, ist die Renaturierung des Menkebachs zwischen den Gewässerstationen 2,36-2,86 geplant; zudem 
soll ein südlich des Menkebachs  verlaufendes unbenanntes Gewässer nach Norden umgelegt und am öst-
lichen Rand des BBP Nr. 112 an den Menkebach angeschlossen werden. Ziele sind die ökologische Aufwer-
tung des Gewässers, die Verbesserung der Hochwasserresilienz und die Förderung der Biodiversität.  
Der Menkebach soll insbesondere durch die Anlage eines großzügigeren Querschnittprofils eine verbesserte 
Sohlstruktur erhalten, die in Verbindung mit flacheren Böschungen und Sekundärauen, den Einbau von Tot-
holz- und Wurzelstockbuhnen die eigendynamische Entwicklung sowie die Gewässerqualität insgesamt 
günstig beeinflussen soll. Neben der ökologischen Aufwertung des Menkebachs dient die Maßnahme gleich-
zeitig als Kompensation für die Entwicklung gewerblicher Nutzungsflächen. 
 
Für die Maßnahme ist die Plangenehmigung nach § 68 Wasserhaushaltsgesetz erforderlich und beantragt 
worden. Nach den Vorschriften des Wasserhaushaltsgesetzes und des Gesetzes über die Umweltverträg-
lichkeitsprüfung (UVPG) war festzustellen, ob eine Verpflichtung zur Durchführung einer Umweltverträglich-
keitsprüfung besteht. Beim naturnahen Ausbau von Bächen ist hierfür eine standortbezogene Vorprüfung 
des Einzelfalls nach § 7 Abs. 2 UVPG vorgeschrieben. Da die von der Planung betroffenen Flächen im Land-
schaftsschutzgebiet liegen, war zu prüfen, ob das Vorhaben erhebliche nachteilige Umweltauswirkungen 
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haben kann, die die besondere Empfindlichkeit oder die Schutzziele des Gebietes betreffen und bei der Zu-
lassungsentscheidung zu berücksichtigen wären.  
 
Schutzziel der Landschaftsschutzverordnung ist der allgemeine Schutz der freien Landschaft. Die Planung 
muss mit den Belangen des Naturschutzes und der Landschaftspflege zu vereinbaren sein. Daher kommt es 
auf die ökologischen Auswirkungen der Maßnahme an.  
 
Für den Menkebach stellt die Maßnahme eine ökologische Verbesserung im Hinblick auf Gewässerstruktur, 
Artenvielfalt und Hochwasserschutz dar. Der Bach verläuft hier relativ geradlinig und weist ein strukturarmes 
Profil auf. Durch die vorgesehene Veränderung der Sohlstruktur sowie die Anlage einer Sekundäraue wird 
der Menkebach hydromorphologisch aufgewertet; damit entsprechen die geplanten Maßnahmen dem Ver-
besserungsgebot und insgesamt den Zielsetzungen der EU-WRRL Erhebliche Beeinträchtigungen der 
Schutzgebietskulisse sind demgegenüber ausgeschlossen. 
 
Nach Einschätzung des Kreises Gütersloh als Zulassungsbehörde entsprechen die geplanten Maßnahmen 
dem Schutzziel der Landschaftsschutzverordnung; es sind keine erheblichen nachteiligen Umweltauswirkun-
gen zu erwarten, so dass eine Umweltverträglichkeitsprüfung nicht durchgeführt werden muss.  
 
Diese Feststellung wird hiermit der Öffentlichkeit bekannt gegeben; sie ist nicht selbständig anfechtbar (§ 5 
Abs. 2 UVPG). 
 
Rheda-Wiedenbrück, 01.07.2026 
 
Kreis Gütersloh 
Die Landrätin 
Im Auftrag 
 
gez. 
Aulich 
 
 
61/2026 Kreis Gütersloh 
 

Bekanntgabe nach § 5 Abs. 2 des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) über 
die Feststellung der UVP-Pflicht 

Antragsteller: Stadt Gütersloh, Fachbereich Tiefbau, Berliner Str. 70, 33330 Gütersloh 

Die Stadt Gütersloh, Fachbereich Tiefbau, Berliner Str. 70, 33330 Gütersloh, beabsichtigt, eine Grund-
wasserabsenkung in Gütersloh, auf dem Grundstück Gemarkung Gütersloh, Flur 66, Flurstück 1454 vorzu-
nehmen.  

Diese Grundwasserabsenkung dient der Errichtung eines Regenklärbeckens mit Zuleitungen und Trenn-
bauwerk. 

Das hierbei entnommene Grundwasser soll anschließend in ein namenloses Gewässer zur Dalke eingelei-
tet werden. 

Die maximal zulässigen Entnahme- bzw. Einleitungsmengen betragen 

375 m³/d, jedoch nicht mehr als insgesamt  

20.000 m³. 

Für dieses Vorhaben hat die Stadt Gütersloh, Fachbereich Tiefbau, Berliner Str. 70, 33330 Gütersloh 
die Erteilung einer wasserrechtlichen Erlaubnis nach § 8 Absatz 1 Wasserhaushaltsgesetz beantragt. 

Die am 01.07.2026 eingereichten Unterlagen sind vollständig und prüffähig. 
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Von mir als zuständige Behörde wird nach Beginn des Verfahrens, das der Entscheidung über die Zuläs-
sigkeit des Vorhabens dient, auf der Grundlage geeigneter Angaben zum Vorhaben sowie eigener Informa-
tionen unverzüglich festgestellt, ob für das Vorhaben nach den §§ 6 bis 14a UVPG eine Pflicht zur Durch-
führung einer Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP-Pflicht) besteht oder nicht (§ 5 Abs. 1 UVPG). 

Das Vorhaben ist der Ziffer 13.3.3 der Anlage 1 zum UVPG zuzuordnen. Demnach ist für das Zutage för-
dern von Grundwasser in einer Menge von 5.000 m3/a bis weniger als 100.000 m3/a, wenn durch die Ge-
wässerbenutzung erhebliche nachteilige Auswirkungen auf grundwasserabhängige Ökosysteme zu erwar-
ten sind, eine standortbezogene Vorprüfung des Einzelfalls nach § 7 Abs. 2 UVPG durchzuführen. 

Die standortbezogene Vorprüfung wird als überschlägige Prüfung in zwei Stufen durchgeführt. In der ersten 
Stufe wird geprüft, ob bei dem Neuvorhaben besondere örtliche Gegebenheiten gemäß den unter Nummer 
2.3 der Anlage 3 zu § 7 UVPG aufgeführten Schutzkriterien vorliegen. Ergibt die Prüfung in der ersten 
Stufe, dass keine besonderen örtlichen Gegebenheiten vorliegen, so besteht keine UVP-Pflicht. Ergibt die 
Prüfung in der ersten Stufe, dass besondere örtliche Gegebenheiten vorliegen, so wird auf der zweiten 
Stufe unter Berücksichtigung der in Anlage 3 aufgeführten Kriterien geprüft, ob das Neuvorhaben erhebli-
che nachteilige Umweltauswirkungen haben kann, die die besondere Empfindlichkeit oder die Schutzziele 
des Gebietes betreffen und nach § 25 Abs. 2 UVPG bei der Zulassungsentscheidung zu berücksichtigen 
wären. 

Die standortbezogene Vorprüfung des Einzelfalls nach den Bestimmungen des UVPG hat im vorliegenden 
Fall zu dem Ergebnis geführt, dass erhebliche nachteilige Umweltauswirkungen durch das Vorhaben der 
Stadt Gütersloh, Fachbereich Tiefbau, Berliner Str. 70, 33330 Gütersloh nicht zu besorgen sind.  

Entsprechend § 7 Abs. 2 UVPG wird daher festgestellt, dass für das Vorhaben keine Verpflichtung zur 
Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung besteht. 

Diese Feststellung wird gemäß § 5 Abs. 2 UVPG öffentlich bekannt gegeben. Sie ist gemäß § 5 Abs. 3 
UVPG nicht selbständig anfechtbar. 

 

Az.: 4.4.1.1.01.21352 

Datum: 07.07.2026 

Kreis Gütersloh  

Die Landrätin  

Im Auftrag 

 

Gez. Traeger 

 

 

62/2026 Kreis Gütersloh 

 

Ordnungsbehördliche Verordnung vom 22.06.2026  
zur Sicherung von Naturdenkmalen für den Innenbereich des Kreises Gütersloh  

in den Städten Borgholzhausen, Gütersloh, Rheda-Wiedenbrück, Rietberg,  
Schloß Holte-Stukenbrock, Verl, Versmold, Werther (Westf.) sowie in den  

Gemeinden Herzebrock- Clarholz, Langenberg und Steinhagen 
 

Aufgrund  
- des § 28 des Gesetzes über Naturschutz und Landschaftspflege – Bundesnaturschutzgesetz 

(BNatSchG) vom 29. Juli 2009 (BGBl. I S. 2542), zuletzt geändert durch Artikel 48 des Gesetzes vom 
23. Oktober 2024 (BGBl. 2024 I Nr. 323), 
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- des § 43 Abs. 1 und 3 und § 47 in Verbindung mit den §§ 2 und 79 des Gesetzes zum Schutz der Natur 
in Nordrhein-Westfalen – Landesnaturschutzgesetz (LNatSchG NRW) vom 21. Juli 2000 in der Fassung 
vom 15. November 2016 (GV. NRW. S. 934), zuletzt geändert durch Artikel 3 Absatz 16 des Gesetzes 
vom 11. März 2025 (GV. NRW. S. 288), 

 
- der §§ 12, 25 und 27 des Gesetzes über Aufbau und Befugnisse der Ordnungsbehörden - Ordnungsbe-

hördengesetz (OBG) vom 13. Mai 1980 (GV. NRW. S. 528), zuletzt geändert durch Artikel 7 des Geset-
zes vom 10. Dezember 2024 (GV. NRW. S. 1184), 

 
jeweils in der zurzeit geltenden Fassung, wird gemäß Beschluss des Kreistages des Kreises Gütersloh vom 
22.06.2026 folgende ordnungsbehördliche Verordnung erlassen: 
 

§ 1 
Allgemeines 

 
(1) Die im beigefügten Verzeichnis aufgeführten und näher bezeichneten Einzelschöpfungen der Natur wer-

den als Naturdenkmale festgesetzt. Die genaue Lage der Objekte ergibt sich aus Karten im Maßstab 1 : 
2.500 (Amtliche Basiskarte). Die Karten und das Naturdenkmalverzeichnis sind als Anlagen 1 und 2 
Bestandteil dieser Verordnung.  

 
(2) Sie können  

a) bei der Bezirksregierung in Detmold während der Dienststunden, 
b) bei der Kreisverwaltung Gütersloh in Rheda-Wiedenbrück während der Dienststunden sowie 
c) auf der Homepage des Kreises Gütersloh eingesehen werden.  

 
(3) Der Schutz erstreckt sich auf das Objekt und auf die jeweilige Umgebung (Schutzfläche).  

a) Für Gehölze gilt als Schutzfläche der Wurzelbereich, definiert als Bodenfläche unter der Krone von 
Gehölzen zuzüglich 1,5 m nach allen Seiten. Sie umfasst jedoch mindestens 10 m im Abstand vom 
Stammfuß. Bei Säulen- und Pyramidalformen gilt als Schutzfläche die Bodenfläche unter der Krone 
zuzüglich 5,0 m nach allen Seiten. 

b) Für geologische Objekte wird eine Schutzfläche festgesetzt, die einen 1,5 m breiten Streifen um das 
Objekt einbezieht.  

c) Für flächenhafte Objekte ist Schutzfläche in den angeführten Karten (Maßstab 1 : 2.500) umgrenzt. 
 

§ 2 
Schutzzweck 

 
(1) Die Unterschutzstellung erfolgt 

a) aus wissenschaftlichen, naturgeschichtlichen, landeskundlichen oder erdgeschichtlichen Gründen, 
b) zur Sicherung und Erhaltung der Seltenheit, Eigenart und Schönheit der Objekte; insbesondere auf-

grund des Alters, des Erscheinungsbildes, der ökologischen, kulturhistorischen oder landschaftsbild-
prägenden Bedeutung der Objekte. 
 

(2) Durch den Schutzzweck sind insbesondere erfasst  
a) Gehölze wie Einzelbäume und Baumreihen,  
b) geologische Objekte wie Findlinge,  
c) flächenhafte Objekte wie Teiche.  

 
 
 
 
 
 



Amtsblatt 
Amtliches Bekanntmachungsorgan des Kreises Gütersloh 

 

Seite 5467  

 

§ 3 
Verbote 

 
(1) Es sind alle Handlungen verboten, die zu einer Beseitigung, Zerstörung, Beschädigung, Veränderung 

oder nachhaltigen Störung eines Naturdenkmals und seiner Schutzfläche oder ihrer Bestandteile führen 
können. 

 
(2) Es ist insbesondere verboten: 
 

1. bauliche Anlagen im Sinne der Bauordnung für das Land Nordrhein-Westfalen in der jeweils gültigen 
Fassung sowie Verkehrsanlagen, Wege oder Plätze einschließlich deren Nebenanlagen zu errichten, 
zu ändern oder deren Nutzung zu ändern, auch wenn für die jeweilige Maßnahme keine Planfest-
stellung, Anzeige, bauaufsichtliche oder sonstige Genehmigung erforderlich ist; als bauliche Anlagen 
gelten auch 

− Hochsitze und Ansitzleitern, 

− Dauercamping- und Zeltplätze, 

− Sportanlagen und Spielplätze,  

− Lager-, Abstell- und Ausstellungsplätze, 

− Stellplätze für Kraftfahrzeuge, 

− Zäune und andere Einfriedungen; 
 

unberührt von diesem Verbot bleibt die Reparatur von Zäunen und das Errichten von nach Art und 
Größe ortsüblichen Forstkultur- oder Weidezäunen in Abstimmung mit der unteren Naturschutzbe-
hörde; 
 

2. das Wurzel- oder Astwerk oder die Rinde der Bäume zu beschädigen sowie sonstige Handlungen 
zu unternehmen, die geeignet sind, das Wachstum, das Erscheinungsbild oder den Bestand der 
Bäume nachhaltig zu beeinträchtigen; 

 
3. die geschützten Flächen oder Teile davon zu befestigen, zu verdichten oder schwer durchlässiges 

Material oder eine wasserundurchlässige Decke einzubauen oder aufzubringen; 
 

unberührt von diesem Verbot bleibt das Ausbessern vorhandener Wegebeläge mit gleichartigem 
Material bei größtmöglicher Schonung des Wurzelwerkes; 

 
4. Buden, Verkaufsstände, Verkaufswagen, Warenautomaten oder Zelte sowie Kraftfahrzeuge, Wohn-

wagen, Wohnmobile, Mobilheime, Wohncontainer und Bänke oder ähnliche, dem zeitweisen Aufent-
halt von Menschen dienende Anlagen, aufzustellen oder abzustellen; 

 
5. Werbeanlagen oder -mittel, Schilder oder Beschriftungen u. ä. zu errichten, anzubringen oder zu 

ändern; 
 

unberührt von diesem Verbot bleibt das Errichten oder Anbringen von Schildern oder Beschriftungen 
durch Behörden, soweit sie ausschließlich auf den Schutz des Naturdenkmals hinweisen; 

 
6. ober- oder unterirdische Leitungen aller Art einschließlich Telekommunikationseinrichtungen außer-

halb der Fahrbahnen von Straßen und befestigten Wegen sowie Dränagen zu errichten, zu verlegen 
oder zu ändern; 

 
unberührt von diesem Verbot bleibt die ordnungsgemäße Unterhaltung und der Ersatz vorhandener 
Entwässerungs-, Versorgungs- und Entsorgungsleitungen sowie -anlagen im Einvernehmen mit der 
unteren Naturschutzbehörde; 

 



Amtsblatt 
Amtliches Bekanntmachungsorgan des Kreises Gütersloh 

 

Seite 5468  

 

7. Boden, Stoffe oder Gegenstände, insbesondere Abfallstoffe aller Art, Altmaterial, Schutt, Gartenab-
fälle oder Klärschlamm zu lagern, aufzubringen, einzuleiten oder abzulagern; 

 
8. Düngemittel, Festmist und Silageballen zu lagern, Gülle, Silage oder Gärfutter auszubringen sowie 

Silage- und Gärfuttermieten anzulegen; 
 

9. Pflanzenbehandlungsmittel sowie Tau- oder Streusalze oder ähnlich wirkende Stoffe auszubringen 
oder zu lagern oder anzuwenden; 
 

10. Abgrabungen, Ausschachtungen, Aufschüttungen, Verfüllungen oder Sprengungen vorzunehmen 
oder die Bodengestalt auf andere Art und Weise zu verändern oder Boden- oder Gesteinsmaterialien 
zu entnehmen; 

 
unberührt von diesem Verbot bleiben: 

− Bodeneinschläge im Rahmen von Untersuchungen der Waldböden anlässlich der Waldscha-
densaufnahme bei der forstlichen Standorterkundung;  

− Bodenverwundungen zur Förderung der Naturverjüngung im Rahmen der ordnungsgemäßen 
Forstwirtschaft im Einvernehmen mit der unteren Naturschutzbehörde; 

 
11. zu lagern oder Feuer zu machen; 

 
12. Gewässer einschließlich Fischteiche anzulegen, zu ändern oder zu beseitigen sowie Entwässe-

rungs- oder andere, den Wasserhaushalt der Flächen verändernde Maßnahmen vorzunehmen. 
 

§ 4 
Generelle Unberührtheitsklauseln 

 
Unberührt von den Verboten dieser Verordnung bleiben auch: 
 
1. Alle vor Inkrafttreten dieser Verordnung rechtmäßig ausgeübten oder behördlich genehmigten Nutzun-

gen in der bisherigen Art und im bisherigen Umfang soweit sie den Regelungen und dem Schutzzweck 
nach § 2 dieser Verordnung nicht widersprechen und getroffene Regelungen dieser Verordnung nicht 
ausdrücklich etwas Anderes festsetzen; 
 

2. Sicherungs-, Pflege- und sonstige Maßnahmen des Naturschutzes und der Landschaftspflege, die von 
der unteren Naturschutzbehörde angeordnet oder genehmigt sind oder von ihr selbst durchgeführt wer-
den; 
 

3. Maßnahmen, die unbedingt notwendig sind, um eine im Einzelfall bestehende Gefahr (Notstand im 
Sinne des § 228 BGB) abzuwehren; die Maßnahmen bedürfen der nachträglichen Genehmigung durch 
die untere Naturschutzbehörde; die Genehmigung kann mit Auflagen verbunden werden. 

 
§ 5  

Verkehrssicherungspflicht 
 
Die Sicherstellung der Verkehrssicherheit der gemäß dieser Verordnung geschützten Naturdenkmale obliegt 
dem jeweiligen Grundstückseigentümer oder dem Nutzungsberechtigten. Mit der Durchführung von Maßnah-
men zur Sicherung und zum Erhalt der Naturdenkmale durch die untere Naturschutzbehörde erfolgt kein 
Übergang der Verkehrssicherungspflicht auf die untere Naturschutzbehörde. Die Kosten für die Durchführung 
von Maßnahmen zum Erhalt des Naturdenkmals trägt die untere Naturschutzbehörde. Kosten für Maßnah-
men, die rein dem Erhalt der Verkehrssicherheit dienen, hat der Eigentümer zu übernehmen. 
 
 



Amtsblatt 
Amtliches Bekanntmachungsorgan des Kreises Gütersloh 

 

Seite 5469  

 

§ 6 
Ordnungswidrigkeiten 

 
Vorsätzliche oder fahrlässige Verstöße gegen die Verbote dieser Verordnung können nach § 69 BNatSchG 
in Verbindung mit den §§ 77 und 78 LNatSchG NRW als Ordnungswidrigkeiten geahndet werden. 

 
§ 7 

Inkrafttreten 
 

Diese Verordnung tritt eine Woche nach ihrer Verkündung im Amtsblatt des Kreises Gütersloh in Kraft.  
Sie gilt für 20 Jahre. 
 
 
 
Die vorstehende ordnungsbehördliche Verordnung wird hiermit öffentlich bekannt gemacht.  
 
Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der Kreisordnung 
für das Land Nordrhein-Westfalen (KrO NRW) gegen diese ordnungsbehördliche Verordnung nach Ablauf 
von sechs Monaten seit dieser Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden kann, es sei denn,  
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht 

durchgeführt, 
b) diese ordnungsbehördliche Verordnung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 
c) die Landrätin hat den Kreistagsbeschluss vorher beanstandet oder 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber dem Kreis vorher gerügt und dabei die verletzte Rechts-

vorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 
 
Gütersloh, den 22.06.2026   
 
gez. Laukötter 
Landrätin  
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Anlage 1  

zur ordnungsbehördlichen Verordnung vom 22.06.2026 zur Sicherung von Natur-denkmalen im In-
nenbereich des Kreises Gütersloh in den Städten Borgholzhausen, Gütersloh, Rheda-Wiedenbrück, 
Rietberg, Schloß Holte-Stukenbrock, Verl, Versmold, Werther (Westf.) sowie in den Gemeinden Her-
zebrock-Clarholz, Langenberg und Steinhagen 
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Anlage 2 

zur ordnungsbehördlichen Verordnung vom 22.06.2026 zur Sicherung von Naturdenkmalen im 

Innenbereich des Kreises Gütersloh in den Städten Borgholzhausen, Gütersloh, Rheda- Wieden-

brück, Rietberg, Schloß Holte-Stukenbrock, Verl, Versmold, Werther (Westf.) sowie in den Ge-

meinden Herzebrock-Clarholz, Langenberg und Steinhagen 
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Maßstab 1:2.500 

1. Ausfertigung 

 

 

ND B12 

 

 

 

ND B1 
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Maßstab 1:2.500 

1. Ausfertigung 

 

 

ND B2 
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Maßstab 1:2.500 

1. Ausfertigung 

 

 

ND B3 
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Maßstab 1:2.500 

1. Ausfertigung 

 

 

ND B4 
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63/2026 Kreis Gütersloh 
Änderungssatzung vom 22.06.2026 

zur Satzung über die Bildung von Schuleinzugsbereichen 

für die Förderschulen des Kreises Gütersloh vom 17.02.2025 

 
Aufgrund des § 84 Abs. 1 des Schulgesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen (Schulgesetz NRW – 
SchulG) vom 15.02.2005 (GV. NRW. S. 102), zuletzt geändert durch Gesetz vom 27.05.2025 (GV.NRW. 
2025 S. 501), in Verbindung mit § 5 der Kreisordnung für das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 14.07.1994 (GV.NRW. S. 646), zuletzt geändert durch Gesetz vom 10.07.2025 
(GV.NRW S. 618), hat der Kreistag des Kreises Gütersloh in seiner Sitzung am 22.06.2026 folgende Ände-
rungssatzung beschlossen: 
 
 

§ 1 
 
§ 3 der Satzung über die Bildung von Schuleinzugsbereichen für die Förderschulen des Kreises Gütersloh 
vom 17.02.2025, wird wie folgt geändert: 
 
Für die Förderschulen mit dem Förderschwerpunkt Lernen sowie Emotionale und Soziale Entwicklung des 
Kreises Gütersloh werden die nachfolgend benannten Schuleinzugsbereiche gebildet: 
 
(1) Der Schuleinzugsbereich der Martinschule in Rietberg (Primarstufe und Sekundarstufe I) umfasst die 

Städte Rheda-Wiedenbrück, Rietberg, Schloß Holte-Stukenbrock und Verl sowie die Gemeinde Langen-
berg. 

 
(2) Der Schuleinzugsbereich der Mosaikschule in Gütersloh (Primarstufe und Sekundarstufe I) umfasst die 

Stadt Gütersloh. 

 
(3) Der Schuleinzugsbereich der Bernsteinschule in Halle (Westf.) (Primarstufe und Sekundarstufe I) um-

fasst die Städte Borgholzhausen, Halle (Westf.), Steinhagen, Versmold und Werther (Westf.). 

 

Die Stadt Harsewinkel und die Gemeinde Herzebrock-Clarholz gelten als Überschneidungsgebiet für die 
Mosaikschule und die Bernsteinschule. Das Staatliche Schulamt und der Schulträger legen im Einverneh-
men miteinander für die im Überschneidungsgebiet lebenden Schülerinnen und Schüler die jeweils zustän-
dige Schule fest. 

 

 

§ 2 

 

Die Satzung tritt am Tage nach ihrer Bekanntmachung in Kraft. 

 

Die vorstehende Satzung wird hiermit öffentlich bekannt gemacht.  
 
Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der Kreisordnung 
für das Land Nordrhein-Westfalen (KrO NRW) gegen diese Satzung nach Ablauf von sechs Monaten seit 
dieser Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden kann, es sei denn, 
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht 

durchgeführt, 
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b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 
c) die Landrätin hat den Kreistagsbeschluss vorher beanstandet oder 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber dem Kreis vorher gerügt und dabei die verletzte Rechts-

vorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 
 
Gütersloh, den 22.06.2026   
 
gez. Laukötter 
Landrätin 

 

 


